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Auswertung Fragebögen 
zur Bundestagswahl 2013  

23. August 2013 

Vorbemerkungen 
 
Die Position von Parteien und Abgeordneten zu Thema 
Lärmschutz vor einer entscheidenden Bundestagswahl 
abzufragen ist für viele Mitglieder von Bürgerinitiativen eine 
zwingend notwendige Maßnahmen, denn sie wollen von 
den Abgeordneten und ihren Parteien wissen, wie sie sich 
speziell zu diesem Thema stellen und ob von ihnen nach 
der Wahl endlich eine Entlastung in Sachen Verkehrslärm 
zu erwarten ist. Es geht hierbei explizit um die 
Bundestagswahl und nicht um die Landes- oder 
Regionalpolitik. 
 
Natürlich können Bürgerinitiativen einschätzen, dass 
Parteien die in Regierungsverantwortung stehen oder die 
zumindest erwarten demnächst wieder in 
Regierungsverantwortung zu stehen ein ganz anderes 
Korsett tragen als solche, die froh und munter fordern 
können was sie wollen, weil sie dafür nicht die 
Verantwortung tragen.  
Dennoch lässt sich auch hier unterscheiden, ob jemand von 
der Sache etwas versteht und sich den Forderungen aus 
dem Verständnis heraus anschließt oder ob es reine 
„Wahlfänger“ oder „Oppositionelle“ sind.  
 
Die Initiativen erkennen auf jeden Fall, ob sich jemand 
Mühe gibt oder ob man es als lästige Pflicht, meist sehr 
spät und meist sehr ungenügend oder mangelhaft 
antwortet. Für uns zählt der Absender des Fragebogens 
und nicht die Partei. Wir suchen nach Politikern die sich für 
die Sache und die Menschen einsetzen und die auch ihre 
Fraktionen und Parteien auf diese Linie bringen.  
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Inhaltlich unterteilt sich der Fragebogen in drei 
Bereiche: 
 

a) Können Sie sich regulatorische Maßnahmen wie 
Nachtfahrverbote oder Tempolimits vorstellen? 

b) Sehen Sie technische Lösungen und welche? 	
  
c) Sehen Sie sich als möglicher Gesetzgeber in der 

Pflicht und sind Sie bereit den Menschen einen 
Anspruch auf Nachtruhe zu gewähren und die 
Budgetmittel dafür aufzustocken?	
  

 
 
Hier die Grundlagen der Bewertung: 
 
Bewertungen von 1 wie „sehr gut“ bis 6, wie „ungenügend“ 
 
6 = Ungenügend 
Wer keine Antwort gibt oder sich herauszureden versucht 
darf nicht mit Nachsicht rechnen. 
Es ist erstaunlich zu lesen, welche Entschuldigungen 
Parteien und Abgeordnete anführen, warum sie diesen 
Fragebogen nicht beantworten können oder wollen. Hier 
muss man deutlich sagen: Wer das nicht kann oder nicht 
weis was er/sie dazu sagen soll, der hat das falsche Amt, 
vor allem wenn er/sie aus einem Betroffenengebiet stammt 
und sich in den Jahren, die inzwischen in dieser Sache 
vergangen sind immer noch keine Meinung und keine klare 
Strategie zulegen konnte. Dafür gibt es dann von uns eine 
glatte 6, denn dass ist einfach „ungenügend“! 
 
 
5 = Mangelhaft 
Natürlich wissen wir auch zu unterscheiden, ob es sich um 
eine Stimme eines Abgeordneten aus dem Wahlbezirk oder 
ob es sich um Fraktionen oder gar Parteizentralen handelt. 
Hier erwarten wir, dass die jeweiligen Abgeordneten mit 
ihrem Votum für die Menschen in der Region eintreten, 
auch wenn dass nicht ganz mit der großen Linien der Partei 
übereinstimmt.  
Als unzureichend oder „mangelhaft“ bewerten wir deshalb 
Aussagen die darauf verweisen, dass dazu eine 
gemeinschaftliche Antwort aus der Fraktion oder 
Parteizentrale kommt.  
Manche, die darauf verweisen, wie engagiert sie sich in 
Sachen Bahnlärm schon gezeigt haben, verweisen dann auf 
irgend ein Grundsatzprogramm, in dem weitere Auskünfte 
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stehen. Das ist nicht ausreichend! Ebenso mangelhaft sind 
die Wahlkampfbriefe die darstellen wollen was man selbst 
richtig und was andere falsch gemacht haben. Solche 
Absender beschäftigen sich nicht mit der Not der Menschen 
sondern mit der Not, in der sie selbst stecken. 
 
4 = Ausreichend 
Das „ausreichend“ nicht wirklich ausreichend ist, wissen wir 
seit der Schule. Die Note 4 ist also nicht wirklich akzeptabel 
sondern lediglich etwas oberhalb von „mangelhaft“. 
Wer zumindest in zwei der Themenblöcke Antworten zur 
Verfügung stellt und ein gewisses Bemühen zu erkennen 
gibt, erhält diese Note. 
 
3 = Befriedigend 
Wer in allen drei angesprochenen Themenbereichen eine 
Meinung hat und ein klares Bemühen zu erkennen gibt 
bekommt die 3.  	
  	
  
	
  
2 = gut 
Wer sich regulatorische Maßnahmen vorstellen kann, klare 
Vorstellungen über technische Lösungen hat und rechtliche 
Konsequenzen zieht verbunden mit einem Aufstocken der 
Mittel, erhält ein gut, sofern die Partei selbst keine 
Regierungsverantwortung trägt und auch nicht wirklich in 
Aussicht hat. 
 
1 = sehr gut 
Wer sich weitgehend oder komplett den Forderungen 
anschließt und dabei mit der eigenen Partei in 
Regierungsverantwortung steht oder als Kandidat dafür 
gilt. Hierbei ist wichtig, dass auch genügend Sachverstand 
über die Konsequenzen erkennbar wird. Wer also 
schärferen Gesetzen und höheren Grenzwerten zustimmt, 
der muss auch eine Aufstockung der Mittel wollen, denn 
ansonsten blieben die Forderungen entweder wirkungslos 
oder würden endlos lange dauern. Eine 1 verdient auch 
nur, wer sich auch im politischen Alltag als führende Kraft 
in Sachen Bahnlärm bewiesen hat, sei es mit oder ohne 
Regierungsverantwortung. 	
  
	
  
Beispiele für Antworten 
Manche Abgeordnete und Parteizentralen waren der 
Ansicht, das es zu schwer, ja geradezu unmöglich sei, 
diesen Fragebogen zu beantworten. Als Beispiel dafür, dass 
und wie der Fragebogen auszufüllen war, können die 
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Antworten von Tabea Rößner und von MdB Dr. Michael 
Fuchs angesehen werden. Frau Rößner hat dezidiert zu den 
einzelnen Punkten Stellung genommen und dabei ihre 
eigene und wo angebracht die Position ihrer Partei 
genannt. Das ist große Klasse! Herr Dr. Fuchs hat die 
Positionen ausgewählt die er als MdB und 
Wahlkreisverantwortlicher mittragen kann und die anderen 
weggelassen. Seine Antwort sei allen, die der Meinung 
waren, das sei ja gar nicht zu leisten, wärmstens zur 
Orientierung empfohlen.  
 
 
Hier die Antworten die ein „Sehr gut“ erhalten 
haben: 
 
Tabea Rößner, Bündnis 90, Die Grünen 
Sabine Leidig, Die Linke - Fraktion 
 
Hier die Antworten die ein „Gut“ erhalten haben: 
 
Hermann Gröhe, CDU-Partei 
Dr. Franz Josef Jung, CDU MdB – Minister a. D. 
Dr. Michael Fuchs, CDU MdB 
SSt. Peter Bleser, CDU-MdB 
Patrick Schnieder, CDU-MdB 
Erwin Rüddel, CDU-MdB 
Mechthild Heil, CDU-MdB 
Dr. Valerie Wilms, Bündnis 90, Die Grünen-Fraktion 
Matthias W. Birkwald, Die Linke – MdB 
Schleswig Holstein, Die Linke 
 
Hier die Antworten die ein „Befriedigend“ erhalten 
haben: 
 
Markus Kurth, Bündnis 90/Die Grünen-MdB 
Dörte Schnitzler, Bündnis 90/Die Grünen-MdB 
Konstantin von Notz, Bündnis 90/Die Grünen-MdB 
Arfst Wagner, Bündnis 90/Die Grünen-MdB 
Dr. Ernst-Dieter Rossmann, SPD 
Dr. Hans-Peter Bartels, SPD 
Oliver Sippel, Piraten-Partei 
Gero Storjohann, CDU-MdB 
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Hier die Antworten die ein „Ausreichend“ erhalten 
haben: 
 
Bettina Herlitzius, Bündnis 90/Die Grünen-MdB 
	
  
Hier die Antworten die ein „Mangelhaft“ erhalten 
haben: 
 
Dr. Volker Wissing, FDP-Fraktion 
Patrick Döring, FDP-Partei 
Ansgar Hollah, CDU/CSU-Fraktion 
Hans-Christian Mrowietz, Bündnis 90/Die Grünen-Partei 
Gustav Herzog, SPD-MdB 
Sören Bartol, SPD-Fraktion 
Dr. Sabine Sütterlin-Waak, CDU 
Bernd Buchholz, FDP 
Malte-Carsten Seidler, Piraten 
Eckbert Reinhardt, Piraten 
	
  
	
  
Hier die Antworten die ein „Ungenügend “ erhalten 
haben: 
	
  	
  
(Siehe nachfolgende Gesamtwertung – nicht geantwortet = 
ungenügend) 
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Aus diesen Ergebnissen ergeben sich für die 
Bundestags-Abgeordneten, -Parteien und -
Fraktionen was das Thema Bahnlärm im Rheintal 
betrifft folgende Bewertungen: 
 
CDU-MdB – gut (8) 
CDU-Partei – gut 
CDU-Fraktion – mangelhaft    
 Gesamtnote CDU: 3 
 
B90/Grüne-MdB – gut (6) 
B90/Grüne-Partei – mangelhaft 
B90/Grüne-Fraktion – gut     
Gesamtnote B90/Grüne: 3 
 
Linke – gut (2) 
Linke-Partei – ungenügend 
Linke-Fraktion – sehr gut                 
Gesamtnote Linke: 3 
 
SPD – ausreichend (4) 
SPD-Partei – ungenügend 
SPD-Fraktion – mangelhaft              
Gesamtnote SPD: 4- 
 
Piraten – mangelhaft (2) 
Piraten-Partei – ausreichend 
Piraten-Fraktion – ungenügend         
Gesamtnote Piraten: 5 
 
FDP-MdB – ungenügend (3) 
FDP-Partei – mangelhaft 
FDP-Fraktion – mangelhaft    
 Gesamtnote FDP: 5 
 
*keine Antwort, bedeutet „ungenügend“  
	
  
 
Weitere Info unter: 
BÜRGERNETZWERK PRO RHEINTAL e. V. 
Frank H. M. Gross 1. Vorsitzender  
Simmerner Straße 12  
56154 Boppard 
 
Tel.: 06742 801069-0      Fax: 06742 801069-1 
info@pro-rheintal.de        http://www.pro-rheintal.de 



Wahlversprechen-Bahnlärm-VERGLEICH

FORDERUNGEN CDU SPD B90/GRÜNE FDP DIE LINKE PIRATEN

Lärmschutz als hoch 
stehendes Schutzgut von 
Leib und Leben verankern

Abschaffung der 
Bestandsstrecken-
Benachteiligung (-11dB(A))

Abschaffung 
Schienenbonus

Novellierung der 
Lärmgesetzgebung nach 
dem heutigen Stand des 
Wissens und der Technik

Nachtfahrverbot oder 
Tempolimits für laute Züge

Wirksames 
Trassenpreissystem

Pflege von Rad und Schiene 
durch EBA überwachen

Aufstockung Budget für 
Sanierungsstrecken

Einbeziehung Bahnlärm in 
Gesamtlärmbekämpfung

Umrüstung Flüsterbremsen 
en bloc nachts bis 2016, 
gesamt bis 2018

Einsatz und Erforschung 
Innovativer Maßnahmen

Maximalwerte nachts 50dB
(A)

Bewertung von 
Maximalpegeln und deren 
Häufigkeit anstelle von 
Mittelungspegeln

Anspruch auf Schutz vor  
Erschütterungen in 
Lärmgesetzgebung 
verankern

Neue Planungsvorschriften 
für lebensfreundliche 
Trassenführungen

Betriebliche Änderungen mit 
Konsequenzen für 
Lärmschutz koppeln

Umfassende 
Informationspflicht über alle 
Lärm verursachenden 
Faktoren

- - - - Ja Ja

Ja, ab 2020 - Im Rahmen der 
gesetzl. Möglichkeiten

- Ja -

Ja, nicht sofort Ja, nicht sofort Ja, aber nicht sofort Ja, nicht sofort Ja -

- - Ja, neues 
Verkehrslärmschutz-
Gesetz

- Ja Ja

Ja Ja, im Einzelfall 
prüfen

Ja, wenn rechtlich 
möglich

- Ja Ja 

Ja Ja Ja - Ja -

Ja - Ja, EBA ermächtigen - Ja -

120 Mio. Euro/Jahr 200 Mio. Euro/
Jahr

200 Mio. Euro/Jahr - 250 Mio. Euro/
Jahr

-

- - Ja - Ja Ja 

Ja, früher als 2020 ab 2020 ab 2020 ab 2020 Ja -

Ja Ja Ja - Ja -

Ja - Ja, langfristig - Ja -

Ja - Ja - Ja -

- - Ja - Ja -

- - - - Ja -

- - Ja - Ja -

- - Ja - Ja Ja

Gesamtbewertung befriedigend ausreichend befriedigend mangelhaft befriedigend mangelhaft
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Betreff: Re: Umfrage-Bahnlärm 
Datum: Montag, 12. August 2013 16:38 Uhr 
Von: Oliver Sippel <oliver.sippel@piratenpartei-sh.de> 
An: Bernhard Markmann <info@allianz-beltquerung.info> 
Cc: <info@pro-rheintal.de> 
Unterhaltung: Umfrage-Bahnlärm 
 
Sehr geehrter Herr Markmann,!
!
!
Am 17.07.2013 14:02, schrieb Bernhard Markmann:!
> Sehr geehrte Damen und Herren,!
>!
> in Zusammenarbeit mit der Initiative "Pro Rheintal" möchten wir, die !
> "Allianz gegen eine feste Fehmarnbeltquerung", die Kandidaten/-innen !
> von Schleswig-Holstein für die kommende Bundestagswahl gern einige !
> Fragen zum Thema "Bahnlärm und dessen Vermeidung bzw. Verringerung" !
> stellen. Dazu bitten wir Sie den beigefügten Fragebogen möglichst !
> vollständig auszufüllen und uns per Post oder eMail bis zum 15. August !
> zurück zu senden.!
!
vielen Dank für Ihre Anfrage.!
!
Im Zusammenhang mit der Forderung nach Verlagerung des Gütertransports !
auf die Schiene und auf das Wasser haben wir uns auch mit der !
Verkehrslärmproblematik auseinandergesetzt.!
!
Auszug aus unserem Wahlprogramm: "Die Piratenpartei erkennt Verkehrs- !
und Industrielärm als Umweltbelastung und als Gesundheitsrisiko an. Das !
Recht der Bevölkerung auf Schutz vor Verkehrs- und Industrielärm ist !
Teil des Grundrechtes auf körperliche Unversehrtheit. Jeder Mensch hat !
das Recht auf Schutz vor Verkehrs- und Industrielärm unter !
Berücksichtigung des Standes der Technik. Aktiver Schutz (Vermeidung von !
Lärm an der Quelle) ist dem passivem Schutz (am Wirkungsort) !
vorzuziehen. Besonders schützenswert ist die Nacht. Lärmemissionen sind !
in ihrer Wirkung unter Berücksichtigung aller Gesundheitskosten !
gesamtheitlich zu betrachten und wirtschaftliche Chancen den !
gesundheitlichen Risiken gegenüberzustellen."!
!
Um die Lärmquellen erfassen und analysieren zu können, setzen sich die !
PIRATEN "für die Kartierung von Straßen-, Bahn-, Flug- und !
Industrielärmemissionen ein – unter Nutzung aller verfügbarer Daten, !
unabhängig von Mindestbelastungs-Grenzwerten. Die on- und offline !
Darstellung der Emissionsbelastung muss bundesweit einheitlich erfolgen. !
Lärmquellen sind entsprechend zu kennzeichnen. Alle vorhandenen Daten !
sollen nach dem OpenData-Prinzip transparent und maschinenlesbar im !
Internet veröffentlicht werden, um eine dynamische, idealerweise !
webbasierte Darstellung der Einzel- und Gesamtbelastungen zu ermöglichen.!
!
Die Piratenpartei unterstützt die Einführung eines Lärmlabels. Mit Hilfe !
eines solchen Zertifizierungsinstrumentes, das !
interdisziplinär-wissenschaftlich erarbeitet werden muss, sollen !
Lärmquellen aller Art einfach und bürgerfreundlich gekennzeichnet werden !
können. In diesem Zusammenhang werden wir alle Maßnahmen fördern, die !
Verkehrslärm reduzieren, ohne dass wir jetzt schon genaue Zeitpunkte !
oder Maßnahmen nennen können. Den allermeisten Ihrer Vorschläge könnten !
wir daher zustimmen.!
!
!
Ich hoffe, Ihnen mit diesen Angaben geholfen zu haben und verbleibe!
mit freundlichen Grüßen,!
Oliver Sippel!
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!
!
-- !
Oliver Sippel!
Pressesprecher Nordfriesland!
BTW Listenkandidat Schleswig-Holstein!
BTW Direktkandidat Nordfriesland!
Piratenpartei Deutschland!
Landesverband Schleswig-Holstein!
!
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Dr. Ernst Dieter Rossmann
Mitglied des Deutschen Bundestages

Sprecher der SPD

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin

Fragebogen der Bürgerinitiative Pro Rheintal e.V.

Sehr geehrter Herr Markmann

herzlichen Dank für Ihre Mail, die ich als

holsteinischen SPD

dat der SPD Schleswig

Namen aller unserer Ka

Wie unser SPD

gerinitiative Pro Rheintal

ben hat, ist das von Ihnen

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

Positionen leider nicht geeignet. Wir erlauben uns

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

Schienen

schen Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Güter

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes.

ist unbestritten

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität

der Schienenwege

Das woll

lärmschutzpaket des

Bürgerinitiative HoB e.V.
Beltquerung
Herrn Bernhard Markmann

Per E-Mail an:

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Mitglied des Deutschen Bundestages

Sprecher der SPD-Landesgruppe Schleswig

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin

Abgeordnetenbüro:

Tel.: (030) 2

Fragebogen der Bürgerinitiative Pro Rheintal e.V.

Sehr geehrter Herr Markmann

herzlichen Dank für Ihre Mail, die ich als

holsteinischen SPD

dat der SPD Schleswig

Namen aller unserer Ka

Wie unser SPD-Bundesp

gerinitiative Pro Rheintal

ben hat, ist das von Ihnen

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

Positionen leider nicht geeignet. Wir erlauben uns

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

Schienenlärm zu vermindern, ist

Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Güter

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes.

ist unbestritten, dass Lärm gesundheitlich und volkswirtschaftlich

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität

der Schienenwege wohnenden Menschen

Das wollen wir verändern und knüpfen dabei an das Verkehr

schutzpaket des

Bürgerinitiative HoB e.V.
Beltquerung
Herrn Bernhard Markmann

Mail an: info@allianz

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Mitglied des Deutschen Bundestages

Landesgruppe Schleswig

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin

Abgeordnetenbüro: Deutscher Bunde

) 227 73447, Fax: (030

Fragebogen der Bürgerinitiative Pro Rheintal e.V.

Sehr geehrter Herr Markmann,

herzlichen Dank für Ihre Mail, die ich als

holsteinischen SPD-Bundestagsabgeordneten und Spitzenkand

dat der SPD Schleswig-Holstein für die Bundestagswahl gern im

Namen aller unserer Kandidatinnen und Kandidaten beantworte.

Bundesparteivorsitzender

gerinitiative Pro Rheintal ja bereits

ben hat, ist das von Ihnen gewählte Verfahren, anzukreuzende

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

Positionen leider nicht geeignet. Wir erlauben uns

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

zu vermindern, ist

Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Güter

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes.

, dass Lärm gesundheitlich und volkswirtschaftlich

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität

wohnenden Menschen

en wir verändern und knüpfen dabei an das Verkehr

schutzpaket des sozialdem

Bürgerinitiative HoB e.V. – Holstein ohne

Herrn Bernhard Markmann

info@allianz-beltquerung.info

Dr. Ernst Dieter Rossmann
Mitglied des Deutschen Bundestages

Landesgruppe Schleswig-Holstein

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin

Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB
Deutscher Bundestag, Jakob

Fax: (030) 227

Fragebogen der Bürgerinitiative Pro Rheintal e.V.

herzlichen Dank für Ihre Mail, die ich als Sprecher der schleswig

Bundestagsabgeordneten und Spitzenkand

Holstein für die Bundestagswahl gern im

nnen und Kandidaten beantworte.

arteivorsitzender Sigmar Gabri

ja bereits direkt in einem Brief geschri

gewählte Verfahren, anzukreuzende

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

Positionen leider nicht geeignet. Wir erlauben uns

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

zu vermindern, ist eine der größten ver

Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Güter

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes.

, dass Lärm gesundheitlich und volkswirtschaftlich

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität

wohnenden Menschen ausübt.

en wir verändern und knüpfen dabei an das Verkehr

sozialdemokratischen

Holstein ohne

beltquerung.info

Holstein

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin

Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB
stag, Jakob-Kaiser

227 76318, E-Mail:

Fragebogen der Bürgerinitiative Pro Rheintal e.V.

Sprecher der schleswig

Bundestagsabgeordneten und Spitzenkand

Holstein für die Bundestagswahl gern im

nnen und Kandidaten beantworte.

Sigmar Gabri

direkt in einem Brief geschri

gewählte Verfahren, anzukreuzende

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

Positionen leider nicht geeignet. Wir erlauben uns daher, Ihnen

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

eine der größten ver

Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Güter

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes.

, dass Lärm gesundheitlich und volkswirtschaftlich

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität

ausübt.

en wir verändern und knüpfen dabei an das Verkehr

n Bundesverkehrsmini

beltquerung.info

Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB
Kaiser-Haus, R 1290/1291

ail: ernst-dieter.rossmann@bundestag.de

Sprecher der schleswig

Bundestagsabgeordneten und Spitzenkandi-

Holstein für die Bundestagswahl gern im

nnen und Kandidaten beantworte.

Sigmar Gabriel der Bür-

direkt in einem Brief geschrie-

gewählte Verfahren, anzukreuzende

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

daher, Ihnen

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.

eine der größten verkehrspoliti-

Herausforderungen unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre

auf der Schiene, denn Mobilität von Menschen und Gütern ist der

Grundpfeiler von Arbeit und Wohlstand unseres Landes. Zugleich

, dass Lärm gesundheitlich und volkswirtschaftlich

nicht hinnehmbare Wirkungen auf die Lebensqualität der entlang

en wir verändern und knüpfen dabei an das Verkehrs-

Bundesverkehrsminis-

Landesgruppe Schleswig
der SPD-Bundestagsfraktion
Sprecher: Dr. Ernst Dieter Rossmann

Referentin: Nadine Brockmann
Paul-Löbe-Haus,

Platz der Republik
11011 Berlin

Tel.: (030) 227
Fax: (030) 227

E-Mail: sh-lg.spd@bundestag.de

R 1290/1291, 11011 Berlin

dieter.rossmann@bundestag.de

Sprecher der schleswig-

i-

Holstein für die Bundestagswahl gern im

r-

e-

gewählte Verfahren, anzukreuzende

Antworten vorzugeben, für eine differenzierte Darstellung unserer

daher, Ihnen

unsere Positionen zum Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen.
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ters Wolfgang Tiefensee an. Im August 2009 hatte er eine Agenda vorgelegt, die von der schwarz-

gelben Bundesregierung nicht weiter verfolgt wurde. Die vergangenen vier Jahre waren verlorene

Jahre im Kampf gegen den Verkehrslärm. Alle erzielten Verbesserungen gehen auf die Regie-

rungszeit vor 2009 zurück, in der die SPD das Verkehrsministerium verantwortete. Dass der

Schienenbonus beim Lärmschutz zum 1. Januar 2015 abgeschafft wird, hat die SPD im Vermitt-

lungsausschuss von Bundestag und Bundesrat gegen die schwarz-gelbe Bundesregierung durch-

gesetzt. Ab dann werden bei Schienenneu- und Ausbaumaßnahmen dieselben Grenzwerte für

Lärmvorsorge gelten wie bei den Straßen.

Wir werden in einer SPD-geführten Bundesregierung die Bundesmittel für die Schienenlärmsanie-

rung auf 200 Mio. Euro verdoppeln. Bis 2020 müssen alle Güterwagen mit lauten Grauguss-

bremssohlen ersetzt bzw. umgerüstet worden sein. Auf stark befahrenen Strecken sollen nachts

schon vor 2020 nur noch Züge fahren, die auf leisere Bremsen umgerüstet sind. Ein lärmabhän-

giges Trassenpreissystem mit Bonusstufen soll den Einsatz scheibengebremster Wagen und lei-

ser Ganzzüge belohnen. Dafür ist eine stärkere Spreizung der Trassenpreise notwendig.

Die Lärmproblematik des Bahnverkehrs wird allerdings nicht ausschließlich auf nationaler Ebene

zu beheben sein. Wir brauchen dringend eine europäische Lösung. Erste Initiativen der EU-

Kommission gibt es bereits. Diese müssen weiterentwickelt und mit konkreten Legislativmaß-

nahmen ausgefüllt werden. Hier bedarf es politischen Willens und finanzieller Mittel, die Schwarz-

Gelb hat vermissen lassen.

Die SPD wird alle innovativen Maßnahmen am Gleis in Kraft setzen, die ihre Wirksamkeit unter

Beweis gestellt haben, und die Forschung weiterer Maßnahmen im Lärmschutz verstärken. Auch

das Ordnungsrecht ist für uns kein Tabu: Nachtfahrverbote oder Geschwindigkeitsbeschränkun-

gen müssen im Einzelfall geprüft werden.

Mehr Informationen bekommen Sie außerdem im Positionspapier der SPD-Bundestagsfraktion

„Mehr Verkehr auf die Schiene – Eine neue Netzstrategie für die Eisenbahn“, das ich Ihnen zu

Ihrer Information beifüge.

Außerdem möchte ich Sie gern auf unser „Projekt Zukunft“ hinweisen. Hier haben sich Fachpoliti-

ker unserer Fraktion im Rahmen der Veranstaltungsreihe „Neuer Infrastrukturkonsens“ intensiv

mit Fragen rund um unsere Infrastruktur auseinandergesetzt und mit allen interessierten gesell-

schaftlichen ausführlich Gruppen diskutiert. Auf der Seite http://www.spdfraktion.de/

infrastruktur finden Sie die in diesem Rahmen erarbeiteten Konzeptpapiere, bei denen Lärm-

schutz ein wichtiges und zentrales Thema ist.

Mit freundlichen Grüßen



Von: Dr. Bernd Buchholz <berndklausbuchholz@gmx.de> 
An: 'Bernhard Markmann' <info@allianz-beltquerung.info> 

Kopie 
(CC): 

<info@pro-rheintal.de>, Jörg Hansen <Hansen-Stodo@t-
online.de> 

 
 
Sehr geehrter Herr Markmann, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich danke Ihnen herzlich für die Übersendung der Fragen 
der Initiative "ProRheintal" zum Thema Bahnlärm. Als 
Kandidat zur Bundestagswahl im Wahlkreis 9, Ostholstein 
und Stormarn-Nord, ist mir an einem konstruktiven Dialog 
mit allen Beteiligten zum Thema "Feste Fehmarnbeltquerung" 
gelegen. Ich mache dabei überhaupt keinen Hehl daraus, 
dass ich ein Befürworter dieser Fehmarnbeltquerung bin. 
Mit einer umweltverträglichen Hinterlandanbindung, 
die auch die Interessen der touristisch geprägten 
Ostseebäder berücksichtigt und den modernsten 
Anforderungen an Lärm- und Naturschutz genügt, schaffen 
wir aus meiner Sicht wichtige wirtschaftliche Impulse für 
die Region. 
 
Die extrem detaillierten Fragestellungen der Initiative 
"Pro Rheintal" kann ich in dieser Form allerdings nicht 
beantworten. Es wäre unredlich und anmaßend mit der 
Beantwortung dieser Fragen ein Fachwissen vorzutäuschen, 
dass kein Kandidat für den Deutschen Bundestag haben kann 
und das aus meiner Sicht auch von keinem Kandidaten 
erwartet werden kann. In allgemeiner Form 
lassen sich die Fragen allerdings wie folgt beantwoten: 
 
Für die FDP ist der Schutz der Bevölkerung vor 
Verkehrslärm allgemein und Bahnlärm im besonderem ein 
wichtiges Anliegen. Deshalb haben wir dafür 
gesorgt, dass zwei sehr konkrete Maßnahmen bereits im 
Koalitionsvertrag 2009 verankert und inzwischen umgesetzt 
wurden. Dies betrifft zum einen die Einführung 
lärmabhängiger Trassenpreise und zum anderen die 
Abschaffung des Schienenbonus. Beides sind Maßnahmen, die 
seit langem gefordert werden, jedoch von keiner 
Vorgängerregierung realisiert wurden. Die SPD hat zehn 
Jahre den Bundesverkehrsminister gestellt und dabei 
größtenteils zusammen mit den Grünen regiert – geschehen 
ist in dieser Zeit in Sachen Bahnlärmschutz nichts. Das 
muss man berücksichtigen, wenn heute von SPD und 
Grünen aus der Opposition heraus weitgehende Forderungen 
aufgestellt werden. 
Entscheidend ist, was konkret passiert, wenn man in der 



Regierungsverantwortung ist. Hier kann sich die Bilanz der 
FDP sehen lassen. 
Wir wollen aber noch mehr erreichen. Wir werden uns 
deshalb in der nächsten Legislaturperiode für eine 
Weiterentwicklung des nationalen Verkehrslärmschutzpaketes 
einsetzen. Wir wollen dabei einen Schwerpunkt auf 
den Einsatz innovativer Lärmminderungstechnik und die 
gezielte Entlastung von Lärmbrennpunkten setzen. Daneben 
wollen wir das Lärmsanierungsprogramm fortsetzen und 
intensivieren. Wir sagen Ihnen zu, dass wir die von Ihnen 
im Detail vorgeschlagenen Maßnahmen zur Verringerung des 
Bahnlärms prüfen und bewerten lassen werden. Wir 
beabsichtigen im nächsten Koalitionsvertrag das 
Thema Schutz vor Schienenlärm im o.g. Sinne ausdrücklich 
anzusprechen. 
Darüber hinaus würden wir anstreben, dass die im 
Fragebogen des Aktionsbündnisses Verkehrslärm 
vorgeschlagenen Maßnahmen vom zuständigen 
Fachressort des Bundesverkehrsministeriums geprüft und 
bewertet werden mit dem Ziel, einen konkreten 
Handlungskatalog im Rahmen der Fortschreibung des 
nationalen Verkehrslärmschutzpaketes vorzulegen. Wir 
glauben, dass wir damit den berechtigten Forderungen der 
Anlieger von Bahnstrecken am besten gerecht werden. Wir 
bitten um Verständnis dafür, dass aus unserer Sicht das 
Ankreuzen von Einzelmaßnahmen in Ihrem Fragebogen nicht 
zielführend ist. 
 
Mit besten Grüßen 
 
Bernd Buchholz 



BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Schleswig-Holstein 
Dörte Schnitzler 
- Gremienreferentin - 
 
Email: doerte.schnitzler@gruene.de 
Tel.: 0431/5933816 
Mobil: 0176/19787016 
 
Wilhelminenstr. 18 
24103 Kiel 
 
 
Betreff: AW: Umfrage-Bahnlärm 
 
Sehr geehrter Herr Markmann,  
 
vielen Dank für Ihre Anfrage, die ich gern auch im Namen von 
Konstantin von Notz und Arfst Wagner beantworte. Wie Sie 
wissen, stehen wir der festen Fehmarnbeltquerung sehr 
kritisch gegenüber. Ein sehr zentraler Aspekt für die 
Anwohnerinnen und Anwohner ist die Lebensqualität, die durch 
die Hinterlandanbindung zu sinken droht. Bahnlärm ist ein 
Problem in ganz Deutschland - besonders an bereits 
bestehenden Strecken, die nur nach Haushaltslage und ohne 
jeglichen Anspruch saniert werden. Hier liegen die größten 
Probleme. Dennoch ist es wichtig, Lärm möglichst zu 
verhindern, bevor er entsteht. 
 
Sie haben uns sehr detaillierte Fragen geschickt und wir 
können Ihren Wunsch nach möglichst konkreten Maßnahmen 
verstehen. Wir müssen Sie jedoch um Verständnis bitten, dass 
wir als grüne Bundestagsfraktion nicht über die Expertise 
verfügen, um genau sagen zu können, welche der Maßnahmen 
wann umsetzbar ist. Gerne sichern wir aber zu, dass wir uns 
im Falle einer Regierungsbeteiligung für eine fachliche 
Prüfung der von Ihnen vorgeschlagenen Maßnahmen beim 
Bundesverkehrsministerium einsetzen werden. 
 
Unsere wichtigsten politischen Anliegen im Lärmschutz 
stimmen mit ihren überein: 
 
. Wir haben im Bundesrat dafür gesorgt, dass der 
"Schienenbonus" bei der Berechnung des Schienenlärms 
deutlich schneller abgeschafft wird, als von der 
Bundesregierung  beabsichtigt. Jetzt muss sichergestellt 
werden, dass dies nicht nur für Neubauten gilt, sondern auch 



bei der Lärmsanierung Grundlage ist. 
. Wir wollen die Bundesmittel des Lärmsanierungsprogramms 
der DB AG auf 200 Mio. Euro verdoppeln.  
. Wir wollen eine Neufassung und stärkere Spreizung der 
lärmabhängigen Trassenpreise mit zügig wirksamen 
Umrüstungsanreizen. 
. Wir wollen ein Verbot der besonders lauten 
Graugussbremsen bis spätestens 2020. 
. Als zentrales Instrument für einen besseren Lärmschutz 
wollen wir einen Rechtsanspruch auf Lärmschutz schaffen. Die 
nächste Bundesregierung soll dazu ein 
Verkehrslärmschutzgesetz  erarbeiten. Wir wollen 
Gesundheitsschutz gewährleisten und Betroffenen einen 
Anspruch auf Ausweisung eines Lärmsanierungsgebietes 
gewährleisten, wenn der Gesamtlärmpegel ein  unerträgliches 
Maß überschreitet. Die für Lärm zuständige Behörde soll dann 
verpflichtet sein, Lärmminderungsmaßnahmen im Rahmen eines 
Verhandlungsverfahrens mit  Bürgerbeteiligung zu entwickeln 
und umzusetzen. Auf Grundlage eines einheitlichen 
Bemessungsverfahrens sollen Sanierungsgebiete erfasst und 
nach Dringlichkeit abgearbeitet  werden. Die 
Lärmsanierung im Mittelrheintal würde dabei in die erste 
Dringlichkeitskategorie eingestuft werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Valerie Wilms 
 
 
-- 
Dr. Valerie Wilms 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
 
Deutscher Bundestag 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
Fon +4930-22771682 
Fax +4930-22776289 
valerie.wilms@bundestag.de 
www.valerie-wilms.de 
http://twitter.com/@WilmsVal 
 
 
 



Sehr geehrter Herr Markmann, 
 
Dank für Ihre Mail. Ich habe mich bei den Fachexperten in 
der SPD-Bundestagsfraktion nach unserer Position zu dem 
Thema "Bahnlärm" erkundigt. 
Es ist sehr schwer, bei dem von Ihnen gewählten Multiple-
Choice-Verfahren differenziert zu antworten.  
Deshalb erlaube ich mir, Ihnen unsere Positionen zum 
Lärmschutz schriftlich zusammenzufassen: 
 
Die Zurückdrängung von Schienenlärm ist eine der großen 
verkehrs- und gesellschaftspolitischen Herausforderungen 
unserer Zeit. Wir befürworten Verkehre auf der Schiene, denn 
Mobilität von Menschen und Gütern ist ein Grundpfeiler von 
Arbeit und Wohlstand unseres Landes. 
 
Zugleich sehen wir, dass Lärm gesundheitlich und 
volkswirtschaftlich nicht hinnehmbare Wirkungen auf die 
Lebensqualität entlang der Schienenwege ausübt. Das wollen 
wir verändern und knüpfen dabei an das 
Verkehrslärmschutzpaket des letzten sozialdemokratischen 
Bundesverkehrsministers an. Im August 2009 hat Wolfgang 
Tiefensee eine Agenda vorgelegt, die von der schwarzgelben 
Bundesregierung nicht weiter verfolgt wurde. Die letzten 
vier Jahre waren verlorene Jahre im Kampf gegen den 
Verkehrslärm. Alle erzielten Verbesserungen gehen auf die 
Regierungszeit vor 2009 zurück, in der die SPD das 
Verkehrsministerium verantwortete. 
 
Der Schienenbonus wird zum 01. Januar 2015 abgeschafft. Dies 
hat die SPD im Vermittlungsausschuss von Bundestag und 
Bundesrat durchgesetzt. Ab dann werden bei Schienenneu- und 
Ausbaumaßnahmen dieselben Grenzwerte für Lärmvorsorge gelten 
wie bei den Straßen. 
 
Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat auf weitere 
Initiativen verzichtet, die wirksamen Schutz vor Lärm 
gebracht hätten.  
 
Wir werden in einer SPD-geführten Bundesregierung die 
Bundesmittel für die Schienenlärmsanierung auf 200 Mio. Euro 
verdoppeln. Bis 2020 müssen alle Güterwagen mit lauten 
Graugussbremssohlen ersetzt bzw. umgerüstet worden sein. Auf 
stark befahrenen Strecken sollen nachts bereits schon vor 
2020 nur noch Züge fahren, die bereits komplett auf leisere 
Bremsen umgerüstet sind. Ein lärmabhängiges 



Trassenpreissystem mit Bonusstufen soll den Einsatz 
scheibengebremster Wagen und leiser Ganzzüge belohnen. Dafür 
ist eine stärkere Spreizung der Trassenpreise notwendig.  
 
Darüber hinaus brauchen wir dringend eine europäische 
Lösung. Erste Initiativen der EU-Kommission gibt es bereits, 
diese müssen weiterentwickelt und mit konkreten 
Legislativmaßnahmen ausgefüllt werden. Hier braucht es 
politischen Willen und finanzielle Mittel, die Schwarz-Gelb 
hat vermissen lassen.  
 
Ferner werden wir alle innovativen Maßnahmen am Gleis in 
Kraft setzen, die ihre Wirksamkeit unter Beweis gestellt 
haben, und die Forschung weiterer Maßnahmen im Lärmschutz 
verstärken. Auch das Ordnungsrecht ist für uns kein Tabu: 
Nachtfahrverbote oder Geschwindigkeitsbeschränkungen müssen 
im Einzelfall geprüft werden. 
 
Mehr Informationen bekommen Sie außerdem im Positionspapier 
der SPD-Bundestagsfraktion: Mehr Verkehr auf die Schiene - 
Eine neue Netzstrategie für die Eisenbahn, welches Sie unter 
diesem Link im Internet finden: 
http://www.spdfraktion.de/themen/positionen/?pos_agr=11192 
 
Ebenfalls möchten wir Sie auf unser Projekt Zukunft 
hinweisen. 
Hier haben wir uns im Rahmen unserer Veranstaltungsreihe 
"Neuer Infrastrukturkonsens" intensiv mit Fragen rund um 
unsere Infrastruktur auseinandergesetzt und mit allen 
interessierten gesellschaftlichen Gruppen diskutiert. Auf 
der Seite http://www.spdfraktion.de/infrastruktur finden Sie 
die erarbeiteten Konzeptpapiere in ihrer Gesamtheit, bei 
denen Lärmschutz ein wichtiges und zentrales Thema ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Hans-Peter Bartels 
________________________________________ 
 
Deutscher Bundestag 
Dr. Hans-Peter Bartels, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
Tel: 030-227-77638 
Fax: 030-227-76052 
www.hans-peter-bartels.de 
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A. Welche betriebstechnischen Sofortmaßnahmen zum Schutz von Anwohnern 

werden Sie nach der Wahl befürworten und – im Falle eines Wahlsieges – 
innerhalb der Legislatur mit Ihrer Regierungsmannschaft durchsetzen? 

 
 

 1. Tempolimit für laute Güterzüge in geschlossenen Ortschaften. 
 

 2. Sonntagsfahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2014. 
 

 3. Nachtfahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2016. 
 

 4. Absolutes Fahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2018. 
 

 5. Lokführerschulung „Leiser Verkehr“ ab 2013. 
 

 6. Neue Baustellen-Lärmvorschriften ab 2014. 
 
 
 
 
B. Welche technischen schallvermeidenden Maßnahmen an der Quelle und schall-

reduzierenden Maßnahmen am Fahrweg werden Sie nach der Wahl befürworten 
und – im Falle eines Wahlsieges – innerhalb der Legislatur mit Ihrer Regierungs-
mannschaft durchsetzen? 

 
 

 1. Lärmsanierung des rollenden Materials. Beginn der Umrüstung 2013, mit Grauguss-
verbot nachts 2016, insgesamt ab 2018. 

 
 2. Wirksame Trassenpreisgestaltung zur Lärmreduzierung und Verlagerung der externen 

Kosten auf die Lärm-Verursacher ab 2013. 
 

 3.  Lärmsanierung am Fahrweg durch innovative Maßnahmen und Kombinationen daraus. 
 

 4. Entwicklung weiterer, schallverhindernder sowie schallmindernder Maßnahmen  
(z. B. Noise Breaking System: Test 2013, Umsetzung ab 2014). 

 
 5. Erweiterung des Vorsorge- und Sanierungsprogramms um den Schutz vor 

Erschütterungen. 
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X  6. Technische Überprüfung und Zulassung des rollenden Materials (z. B. Zustand der 

Räder, Bremsen, Achsen u. Blattfedern, die einrosten können) von neutraler Stelle (TÜV). 
Gefahrguttransporte müssen besonders strengen Kontrollen unterzogen werden. 

 
 7. Ausbau des Lärmvorsorgeprogramms durch bürgerfreundliche Trassenplanung und 

Grenzwerte-Einhaltung gemäß neuer gesetzlicher Vorschriften wie nachfolgend erläutert. 
 
 
 
 
C. Welche Verbesserung der Rechtspositionen von Bahnanwohnern werden Sie nach 

der Wahl befürworten und – im Falle eines Wahlsieges – innerhalb der Legislatur 
mit Ihrer Regierungsmannschaft durchsetzen? 

 
 

 1. Rechtlich verbindlicher Anspruch auf Schutz vor gesundheitsgefährdenden Immissio-
nen in Form von Schall und Erschütterungen gemäß Schutzpflicht GG. Art. 2 Abs. 2. 

 
 2. Abschaffung der Bestandsstreckenbenachteiligung ab Dezember 2020 (11 dB(A)). 

 
 3. Absenkung der Sanierungsgrenzwerte insgesamt auf die von der WHO vorge-

schlagenen Immissionsgrenzwerte. (LAeq Tag = 55 dB(A), LAeq Nacht = 45 dB(A)). 
 

 4. Verpflichtung zu einer Gesamtberücksichtigung aller Verkehrsgeräusche 
(Gesamtlärmbetrachtung und -regelung). 

 
 5. Einbeziehung der Erschütterungen in den Rechtsanspruch auf Immissionsschutz. 

 
 6. Neudefinition von „wesentlichen Änderungen am Fahrweg“. Statt sich nach bau-

lichen Änderungen zu richten, Orientierung an den Lärmmehrbelastungen durch 
zunehmenden Verkehr bezüglich Intensität und Dauer. 

 
 7. Einklagbarer Rechtsanspruch auf Lärmsanierung ab Januar 2020. 

 
 8. Aufstockung staatlicher Mittel (250 Mio. Euro p. a.) zur Lärmsanierung ab 2014. 

 
 9. Außerkraftsetzung „Schienenbonus“ von 5 dB(A) ab Dezember 2014, auch für 

bereits geplante Projekte. 
 

 10. Berücksichtigung von Spitzenpegeln bei der Grenzwertfestlegung und 
Lärmmessung/-Ermittlung. 
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 11. Einbeziehung tiefer Frequenzbereiche in die Schallpegelbewertung  
(statt reiner A-Filter-Bewertung). 

 
 12. Dauerhafte betriebliche Änderungen, die Lärmzunahmen bewirken, führen zu 

Schallschutzansprüchen. 
 

 13. Neuregelung der Schallermittlung durch aktualisierte Algorithmen und Verfahren 
(Beispiel: Schweizer SonRail-Verfahren). 

 
 14. Aktives Lärm-Monitoring zugänglich über Internet. 

 
 15. Rechtlicher Anspruch auf notwendige Schall- und Erschütterungsschutzmaßnahmen 

an Gebäuden. 
 

 16. Epidemiologische Überwachung von Gesundheitsschädigungen in stark von Lärm 
betroffenen Gebieten. 

 
 17. Umfassende Informationspflicht hinsichtlich der Lärmwirkung bei Neubau und 

betrieblicher Änderung, auch bei Auswirkungen auf andere Strecken und 
Verkehrsträger. 

 
 18. Einbeziehung des aktualisierten Stands des Wissens und der Technik, im Abstand 

von jeweils fünf Jahren, als Grundlage für eine fortlaufende Novellierung des 
Immissionsschutzes festschreiben und im Gleichschritt mit dem Bundesverkehrs-
wegeplan rechtsverbindlich machen. 

 ☑ Bitte kreuzen Sie nur die Positionen an, die Sie verbindlich zusagen können. Zu den nicht 
angekreuzten Positionen können Sie uns gern Ihre Erläuterungen oder Hinweise geben! 

 

Vielen Dank für Ihre Mühe!  
 
Bitte ausfüllen (und möglichst bis 15. August 2013 zurücksenden): 

Malte-Carsten Seidler___________________________________________________ 
Vorname  Name 

Listenkandidat für die Piratenpartei__________________________________________ 
Absender (z. B. Organ, Dienststelle, Funktion/Amt etc.) 

malte.seidler@piratenpartei-sh.de____     Piratenpartei______________________ 

E-Mail Partei 
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Erläuterung: 

 
Sehr geehrte Damen und Herren: 
 
Da wir Piraten nichts versprechen wollen, das wir dann vielleicht aus unterschiedlichen Gründen nicht exakt so 
wie geplant einhalten können, kann ich ihnen nur bei einem Punkt eine verbindliche Zusage geben. Was aber 
nicht heißt, dass wir die genannten Punkte nicht für unterstützenswert halten. Im Gegenteil! 
 
Wir Piraten setzten uns, das können Sie auch in unserem Bundestagswahlprogramm nachlesen, dafür ein, 
dass Verkehr- und Industrielärm vermieden werden muss weil es eine Gefahr für Umwelt- und 
Gesundheit darstellt. Dabei wollen wir besonders die Entstehung des Lärmes an der Quelle verhindern. 
Die Nacht stellt ebenfalls eine besonders schützenswerte Zeit dar. 
 
Dementsprechend gehen alle von ihnen genannten Punkt generell in die richtige Richtung! Der einzige Grund 
der mich davon abhält bei den überwiegend meisten Punkten zuzustimmen ist, wie schon erwähnt, dass ich 
nichts versprechen will, was ich eventuell, aus verschiedenen Gründen, nicht halten kann.  
 
Ich bedanke mich für ihre Anfrage und lade sie ein auch in Zukunft mit mir und der Piratenpartei in Kontakt zu 
treten und ihre Forderungen bei uns zur Diskussion zu stellen.  
 
Mit freundlichen Grüßen! 
 
 
Malte-Carsten Seidler 
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A. Welche betriebstechnischen Sofortmaßnahmen zum Schutz von Anwohnern 
werden Sie nach der Wahl befürworten und – im Falle eines Wahlsieges – 
innerhalb der Legislatur mit Ihrer Regierungsmannschaft durchsetzen? 

 1. Tempolimit für laute Güterzüge in geschlossenen Ortschaften. 

 2. Sonntagsfahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2014. 

 3. Nachtfahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2016. 

 4. Absolutes Fahrverbot für Güterwagen mit Graugussbremsen ab Dezember 2018. 

 5. Lokführerschulung „Leiser Verkehr“ ab 2013. 

 6. Neue Baustellen-Lärmvorschriften ab 2014. 

B. Welche technischen schallvermeidenden Maßnahmen an der Quelle und schall-
reduzierenden Maßnahmen am Fahrweg werden Sie nach der Wahl befürworten 
und – im Falle eines Wahlsieges – innerhalb der Legislatur mit Ihrer Regierungs-
mannschaft durchsetzen? 

 1. Lärmsanierung des rollenden Materials. Beginn der Umrüstung 2013, mit Grauguss-
verbot nachts 2016, insgesamt ab 2018. 

 2. Wirksame Trassenpreisgestaltung zur Lärmreduzierung und Verlagerung der externen 
Kosten auf die Lärm-Verursacher ab 2013. 

 3.  Lärmsanierung am Fahrweg durch innovative Maßnahmen und Kombinationen daraus. 

 4. Entwicklung weiterer, schallverhindernder sowie schallmindernder Maßnahmen  
(z. B. Noise Breaking System: Test 2013, Umsetzung ab 2014). 

 5. Erweiterung des Vorsorge- und Sanierungsprogramms um den Schutz vor 
Erschütterungen. 
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 6. Technische Überprüfung und Zulassung des rollenden Materials (z. B. Zustand der 
Räder, Bremsen, Achsen u. Blattfedern, die einrosten können) von neutraler Stelle (TÜV). 
Gefahrguttransporte müssen besonders strengen Kontrollen unterzogen werden. 

 7. Ausbau des Lärmvorsorgeprogramms durch bürgerfreundliche Trassenplanung und 
Grenzwerte-Einhaltung gemäß neuer gesetzlicher Vorschriften wie nachfolgend erläutert. 

C. Welche Verbesserung der Rechtspositionen von Bahnanwohnern werden Sie 
nach der Wahl befürworten und – im Falle eines Wahlsieges – innerhalb der 
Legislatur mit Ihrer Regierungsmannschaft durchsetzen? 

 1. Rechtlich verbindlicher Anspruch auf Schutz vor gesundheitsgefährdenden Immissio-
nen in Form von Schall und Erschütterungen gemäß Schutzpflicht GG. Art. 2 Abs. 2. 

 2. Abschaffung der Bestandsstreckenbenachteiligung ab Dezember 2020 (11 dB(A)). 

 3. Absenkung der Sanierungsgrenzwerte insgesamt auf die von der WHO vorge-
schlagenen Immissionsgrenzwerte. (LAeq Tag = 55 dB(A), LAeq Nacht = 45 dB(A)). 

 4. Verpflichtung zu einer Gesamtberücksichtigung aller Verkehrsgeräusche 
(Gesamtlärmbetrachtung und -regelung). 

 5. Einbeziehung der Erschütterungen in den Rechtsanspruch auf Immissionsschutz. 

 6. Neudefinition von „wesentlichen Änderungen am Fahrweg“. Statt sich nach bau-
lichen Änderungen zu richten, Orientierung an den Lärmmehrbelastungen durch 
zunehmenden Verkehr bezüglich Intensität und Dauer.

 7. Einklagbarer Rechtsanspruch auf Lärmsanierung ab Januar 2020. 

 8. Aufstockung staatlicher Mittel (250 Mio. Euro p. a.) zur Lärmsanierung ab 2014. 

 9. Außerkraftsetzung „Schienenbonus“ von 5 dB(A) ab Dezember 2014, auch für 
bereits geplante Projekte. 

 10. Berücksichtigung von Spitzenpegeln bei der Grenzwertfestlegung und 
Lärmmessung/-Ermittlung. 
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 11. Einbeziehung tiefer Frequenzbereiche in die Schallpegelbewertung  
(statt reiner A-Filter-Bewertung). 

 12. Dauerhafte betriebliche Änderungen, die Lärmzunahmen bewirken, führen zu 
Schallschutzansprüchen. 

 13. Neuregelung der Schallermittlung durch aktualisierte Algorithmen und Verfahren 
(Beispiel: Schweizer SonRail-Verfahren). 

 14. Aktives Lärm-Monitoring zugänglich über Internet. 

 15. Rechtlicher Anspruch auf notwendige Schall- und Erschütterungsschutzmaßnahmen 
an Gebäuden. 

 16. Epidemiologische Überwachung von Gesundheitsschädigungen in stark von Lärm 
betroffenen Gebieten. 

 17. Umfassende Informationspflicht hinsichtlich der Lärmwirkung bei Neubau und 
betrieblicher Änderung, auch bei Auswirkungen auf andere Strecken und 
Verkehrsträger. 

 18. Einbeziehung des aktualisierten Stands des Wissens und der Technik, im Abstand 
von jeweils fünf Jahren, als Grundlage für eine fortlaufende Novellierung des 
Immissionsschutzes festschreiben und im Gleichschritt mit dem Bundesverkehrs-
wegeplan rechtsverbindlich machen. 

� Bitte kreuzen Sie nur die Positionen an, die Sie verbindlich zusagen können. Zu den nicht 
angekreuzten Positionen können Sie uns gern Ihre Erläuterungen oder Hinweise geben! 

Vielen Dank für Ihre Mühe!  

Bitte ausfüllen (und möglichst bis 15. August 2013 zurücksenden): 

DIE LINKE. Schleswig-Holstein  
Vorname  Name 

Sophienblatt 19, 24103 Kiel (Landesgeschäftsstelle)
Absender (z. B. Organ, Dienststelle, Funktion/Amt etc.) 

info@linke-sh.de   DIE LINKE. Schleswig-Holstein 
E-Mail Partei 
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vielen Dank für Ihre Anfrage. 
 
Im Zusammenhang mit der Forderung nach Verlagerung des 
Gütertransports auf die Schiene und auf das Wasser haben wir 
uns auch mit der Verkehrslärmproblematik auseinandergesetzt. 
 
Auszug aus unserem Wahlprogramm:  
"Die Piratenpartei erkennt Verkehrs-und Industrielärm als 
Umweltbelastung und als Gesundheitsrisiko an. Das  
Recht der Bevölkerung auf Schutz vor Verkehrs- und 
Industrielärm ist Teil des Grundrechtes auf körperliche 
Unversehrtheit.  
Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz vor Verkehrs- und 
Industrielärm unter Berücksichtigung des Standes der 
Technik.  
Aktiver Schutz (Vermeidung von Lärm an der Quelle) ist dem 
passivem Schutz (am Wirkungsort) vorzuziehen.  
Besonders schützenswert ist die Nacht.  
Lärmemissionen sind  
in ihrer Wirkung unter Berücksichtigung aller 
Gesundheitskosten gesamtheitlich zu betrachten und 
wirtschaftliche Chancen den gesundheitlichen Risiken 
gegenüberzustellen." 
 
Um die Lärmquellen erfassen und analysieren zu können, 
setzen sich die PIRATEN "für die Kartierung von Straßen-, 
Bahn-, Flug- und Industrielärmemissionen ein – unter Nutzung 
aller verfügbarer Daten, unabhängig von Mindestbelastungs-
Grenzwerten. Die on- und offline Darstellung der 
Emissionsbelastung muss bundesweit einheitlich erfolgen.  
Lärmquellen sind entsprechend zu kennzeichnen. Alle 
vorhandenen Daten sollen nach dem OpenData-Prinzip 
transparent und maschinenlesbar im Internet veröffentlicht 
werden, um eine dynamische, idealerweise  
webbasierte Darstellung der Einzel- und Gesamtbelastungen zu 
ermöglichen. 
 
Die Piratenpartei unterstützt die Einführung eines 
Lärmlabels. Mit Hilfe eines solchen Zertifizierungs-
instrumentes, das interdisziplinär-wissenschaftlich 
erarbeitet werden muss, sollen Lärmquellen aller Art einfach 
und bürgerfreundlich gekennzeichnet werden  
können. In diesem Zusammenhang werden wir alle Maßnahmen 
fördern, die Verkehrslärm reduzieren, ohne dass wir jetzt 
schon genaue Zeitpunkte oder Maßnahmen nennen können. Den 



allermeisten Ihrer Vorschläge könnten wir daher zustimmen. 
 
 
Ich hoffe, Ihnen mit diesen Angaben geholfen zu haben und 
verbleibe 
mit freundlichen Grüßen, 
Oliver Sippel 
 
 
--  
Oliver Sippel 
Pressesprecher Nordfriesland 
BTW Listenkandidat Schleswig-Holstein 
BTW Direktkandidat Nordfriesland 
Piratenpartei Deutschland 
Landesverband Schleswig-Holstein 
 



Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für Ihre Anfrage im Kandidaten-Check. 
 
Für Ihr Anliegen habe ich grundsätzliches Verständnis, 
jedoch erscheinen mir Ihre Fragen sehr detailliert. 
Grundsätzlich muss dafür gesorgt werden, dass  
Bürger vor übermäßigem Lärm geschützt werden. Das fordert im 
übrigen auch das Baugesetzbuch mit seinen Anforderungen an 
gesundes Wohnen.  Im Falle meiner Wahl in den Deutschen 
Bundestag werde ich mich im Sinne der Anlage  
für ein schnelles Ende des Schienenbonus? und die Einführung 
der geräuscharmen Bremsen einsetzen. 
 
Mit freundlichem Gruß 
Sabine Sütterlin-Waack 
 


